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Ueber die Entfernung der Abfallſtoffe in den Landgemeinden. 
Von Th. von Langsdorff, großherzogl. Bezirksarzt in Emmendingen. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Der Gemeindevorſtand iſt mit Hinblick auf 8 28—30 des Heimatsgeſetzes und 
im Grunde der Dienſtbotenordnung, zu deren Handhabung er berufen iſt, 
competent, über Erſatzanſprüche für Verpflegung eines in der Gemeinde- 
Krankenanſtalt verpflegten Dienſtboten gegenüber dem Dienſtherrn zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Die Aufforderungsklage über eine Berühmung bei einem vorzunehmenden Bau 
iſt nicht um die Beantwortung der Klage zu verbeſcheiden, ſondern muß 
ſofort den Auftrag an den Berühmer enthalten, die aufgeforderte Klage ein- 
zubringen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber die Entfernung der Abfallſtoffe in den Tand- 
gemeinden. 
Von Th. von Langsdorff, großherzogl. Bezirksarzt in Emmendingen. *) 


Die Grundbedingungen zur Erhaltung der Geſundheit, damit auch 
der Volkswohlfahrt, ſind außer guter und hinreichender Nahrung, 
ſowie Pflege und Schutz der Haut — gute reine Luft und gute 
Wohnung. 

Vor Allem hinderlich derſelben iſt daher die Verunreinigung des 
Bodens und der Luft außerhalb und innerhalb der Wohnungen. 

Dieſe Sätze ſind allgemein anerkannt, bewieſen durch Theorie 
und Praxis und bedürfen hier keines Beweiſes. 

Seit der öffentlichen Geſundheitspflege wieder — nach Jahr- 
hunderte langer Unterbrechung — Aufmerkſamkeit geſchenkt wird, beſtrebt 
man ſich, für Reinhaltung des Bodens, für Beſorgung guten Trink— 
waſſers und für Erhaltung und Zuleitung reiner Luft immer mehr das 
Erforderliche zu leiſten; dazu iſt nöthig die Entfernung der Ab— 
fallſtoffe aus der Nähe der menſchlichen Wohnungen. 

Alle die Geſundheitspflege behandelnden Schriften ſind angefüllt mit 
Aufſätzen über Rieſelfelder, Canaliſation, Abfuhrſyſtem, Liernur u. ſ. f. 

Auch in den Stadten unſeres Landes geſchieht im Allgemeinen 
viel in Bezug auf die Reinhaltung der Straßen und die Entfernung 
der Abfallſtoffe aus der Nähe der Wohnungen; ich erinnere an die 
Canaliſation in Heidelberg und Karlsruhe, an die Gruben und Tonnen 
von Manuheim und Heidelberg, die Vorſchriften über das Kehricht, die 
Abwaſſer der Fabriken. 


) Aus ber von Dr. G. Varrentrapp und A. Spieß in Frank 
furt a. M. herausgegebenen „Vierteljahrsſchrift für Geſundßheitspflege“. 


Wenn auch in den Stadten noch Vieles zu wünſchen übrig und 
mehr erreichbar iſt, ſo muß leider betont werden, daß ſich Alles, was 
man lieft, eben nur auf Städte bezieht und daß trotz der vortrefflichen 
Verordnung vom 27. Juni 1874 über die Sorge für öffentliche 
Geſundheit und Reinlichkeit, die Baden vor allen Ländern voraus hat 
und die wohl alle Hygieniker mit Freuden begrüßt haben, auf dem 
Lande die Zuſtände ſich gegen früher noch nicht im gehofften und 
wünſchenswerthen Maße gebeſſert haben. 

Schon vor Erlaſſung dieſer Verordnung war ein nicht unbe— 
deutender Unterſchied in der öffentlichen Reinlichkeit der Ortſchaften 
leicht zu erkennen; ich will nur beiſpielsweiſe anführen die Dörfer der 
Pfalz und des Hanauer Landes gegenüber jenen des Odenwaldes und 
Schwarzwaldes. 

Wenn auch die geologiſche Beſchaffenheit des Bodens viel hierzu 
beiträgt, welcher in der mehr ſandigen Rheinebene und den aus Ur— 
geſtein beſtehenden Gebirgen desſelben trockener, dagegen in der Kalk— 
formation ſchmutziger iſt, ſo werden doch überall, wo die Menſchenhand 
nicht nachhilft, Unebenheiten des Bodens in Straßen und Gaſſen ent— 
ſtehen und ſich Pfützen bilden. Die Abfälle der Thiere werden ver— 
weſend herumliegen und mit ihren Gasemanationen die Luft verunreinigen. 

Noch mehr wird dies der Fall ſein in den Höfen der Land— 
wirthe und Winkeln der Dörfer und engen Landſtädtchen. Wenn nicht 
ordentliche Vorrichtungen zur Aufnahme des Düngers Dung- oder 
Miftſtätten), des Harns der Thiere (Pfuhl-, Güllen- und Jauchegruben), 
des Kehrichts, der Küchenabfälle, des Straßenkoths (4. B. Compoſt⸗ 
haufen), beſonders aber der menſchlichen Auswurfſtoffe Abtritte) 
beſtehen, ſo ſiud jene immer mit Unreinigkeiten bedeckt; die Producte 
der Verweſung: Schwefelwaſſerſtoff, Schwefelammonium, Phosphor- 
waſſerſtoff, Ammoniak auch in der Form von Albumin-Ammoniak), 
Kohlenſäure, ſowie an organiſche Baſen gebundene Schwefelſäure, 
dringen mit dem Meteorwafſer und den exerementiellen und Haus- 
haltungsflüſſigkeiten in den Boden und ſteigen in die Luft und ver- 
unreinigen beide und machen dieſelben der Geſundheit ſchädlich. Denn 
von beiden Seiten her ſteht ihnen der Weg in die Wohnungen und 
zum menſchlichen Organismus offen, auf den ſie ihre deletären Wirkungen 
ausüben werden. 

Auch von den beſchmutzten Kleidern aus kommt der Koth in die 
Wohnungen; als Staub wirkt er auf die äußere Haut und ein⸗ 
geathmet auf die Lungen, Krankheiten erzeugend. Schwefelwaſſerſtoff, 
Schwefelammon, Ammoniak wirken gewiß reizend auf die Schleimhäute 
der Augen, der Naſe, des Mundes und der Reſpirationsorgane, und 
ins Blut aufgenommen können fie unmöglich für die Geſundheit gleich— 
giltig ſein durch die Einwirkung auf die Blutzellen, insbeſondere auf 
das in demſelben enthaltene Eiſen. 

In den Boden verſenkt und mit dem Meteorwaſſer durch den⸗ 
ſelben weitergeführt, werden die verweſenden Stoffe dem Quellwaſſer 
ſich beimengen und das Trinkwaſſer verunreinigen, wenn dieſelben auch 
noch fo gut verwahrt find. Denn von den Höfen bis zu den in den 


Orlſchaften befindlichen Brunnen iſt der Weg gewöhnlich nicht jo weit, 
daß der Boden ſeine filtrirende und definirende Kraft zur Wirkung 
bringen könnte. 


Wie oft aber epidemiſche Krankheiten durch verdorbenes und ver⸗ 


unreinigtes Brunnenwaſſer entſtehen, iſt bekannt; die Keime von Typhus, 


Dysenterie, Cholera entſtehen oder entwickeln ſich wenigſtens unter ſolchen 


Bedingungen, und von feuchtem Boden hängt ab die Häufigkeit der 
Lungenphthiſe und des endemiſchen Kropfes. In trockenem, ſandigem, 
körnigem Boden iſt die Menge der Bacterien und Mikrokokken am 
geringſten. 

An der Schädlichkeit der angeführten Verhältniſſe zweifelt heute 
Niemand mehr. Bilden dieſelben vielleicht auch nicht die directe Urſache 
der angegebenen Krankheiten, ſo geben ſie doch den zur Entwicklung 
der Keime derſelben günſtigen Boden. | 

Manche aber halten die ſonſtigen ländlichen Verhältniſſe für ge: | 
eignet, dieſe Gefährlichkeit zu verringern oder ganz aufzuheben. 

Da ſoll auf dem Lande jo viel friſche Luft und jo gute Venti- 
lation ſein, daß das Bischen ſchlechte Ausdünſtung unſchädlich ſei. 


Wenn das am Ende für einzelſtehende Wohnungen zugegeben 
werden könnte, jo find die Zuſtände um fo ſchlimmer in den eng- 
gebauten, winkeligen Landſtädtchen, auch in den Dörfern einzelner 


Gegenden, in denen die Gebäude gedrängt neben einander ſtehen. 

Wer an einem Frühlingsabend bei Thauwetter oder an einem 
ſchwülen Sommerabend durch eine ſolche Ortſchaft geht, braucht keine 
beſonderen chemiſchen Unterſuchungen der Luft und des Bodens anzu⸗ 
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mann die Muße fehlt, alles Unordentliche zu ordnen. Dagegen iſt auch 
das richtig, daß mancher Landwirth nicht an Ordnung gewöhnt iſt und 
oft lieber, z. B. im Winter, träge herum ſitzt, ſtatt ſeine Hofraithe, 
Wohnung u. ſ. f. zu ordnen, wozu er jetzt übrige Zeit hätte. 

Schon bei dem bisherigen Zuſtande der Dorfſchaften könnte die 
öffentliche Reinlichkeit viel beſſer beſtellt fein, wenn nicht der nöthige 
Ordnungsſinn fehlte. 

Freilich wird bei regelrechter Straßenanlage, wie ſie doch neuer⸗ 


dings in allen Städten vorgeſehen, in älteren Stadttheilen allmälig 


hergeſtellt wird, bei Anlage gut nivellirter Rinnen und Canale der 
flüſſige Theil der Abfälle viel leichter zu entfernen ſein, als wo dieſe 
fehlen und nur ſchwer herzuſtellen ſind, wie dies in alten Landſtädten 
und engen Dörfern, z. B. des Baulandes der Fall iſt. 

Koſten werden durch ſolche Anlagen in den Städten fo gut wie 
auf dem Lande verurſacht, Arme gibt es da wie dort. 

Dagegen ſind die Arbeitslöhne auf dem Lande doch meiſtens 
niederer als in den Städten, und die Landbewohner ſind zum größten 
Theil ſelbſt im Stande, die Erd-, auch manche Maurerarbeiten, welche 
zur Herſtellung jener Bedürfniſſe erforderlich ſind, auszuführen. 

Und warum nicht der Landbewohner mit demſelben Rechte zu 
ſolchen Anlagen gezwungen werden ſoll wie der Städter, warum für 
Orte von über 1500 Einwohner anderes Recht gelten ſoll, als für 
kleinere, iſt mir nicht gut begreiflich. 

Sollte man etwa glauben, der Bauer gewöhne ſich allmälig an 
Schmutz und Unordnung, ſowie an die Einflüſſe der Abfallſtoffe, ſo 


ſtellen, Auge und Naſe bieten ihm der Beweiſe genug von den Ein- 
flüſſen der ländlichen Abfallſtoffe auf den menſchlichen Organismus und 
der Unzulänglichkeit der „friſchen“ Luft auch in dieſen Orten. 

Manche meinen, in den Städten ſei die Bevölkerung viel 
dichter auf einander gedrängt, als auf dem Lande; auch dies gilt nur 
für die Extreme. 

Wenn beiſpielsweiſe Karlsruhe bei 42.311 Einwohnern in 2022 
bewohnten Wohngebäuden auf 1 Wohngebäude 21 Bewohner zählt, 
während das alte Landſtädtchen Adelsheim in 187 Wohngebäuden 
1512, d. h. 8 in 1 Haus, ſo muß man dagegen in Betracht ziehen 
die Beſchaffenheit der Häuſer: dort 3- bis öſtöckige Gebäude mit hohen 
Stockwerken, hier zum großen Theile einſtöckige, beziehungsweiſe zwei-⸗ 
ſtöckige mit niederen Zimmern, in derem untern Stock ſich die Ställe 
befinden; dort breite Straßen und freie Plätze, Gärten in der Mitte 
der Quadrate, hier elende Gäßchen und Winkel voll Dungſtätten und 
Jauchegruben. 

Ferner ſollen die gewerblichen Abſälle, welche auf dem Lande 
in viel geringerer Menge vorkämen, viel ſchädlicher ſein als die thieriſchen. 

Dies gilt jedenfalls nur für einzelne Gewerbe, welche deshalb 
auch in neuer Zeit ihre Niederlagen außerhalb der Ortſchaften verlegen 
müſſen; wir erinnern an Gerbereien, Seifenſiedereien ꝛc. In Land- 
ſtädtchen ſind zudem die Gewerbe ebenſo vertreten wie in den größeren 
Städten, daneben aber kommen dort beſonders in Betracht die zahlreichen 
Abfälle der Landwirthſchaft, welche in größeren Städten im Ver⸗ 
gleich zu jenen faſt verſchwinden. 

So hat beiſpielsweiſe Karlsruhe Pferde 157, Rindvieh, Schafe, 
Schweine und Ziegen 192, zuſammen 349, d. h. auf 121 Einwohner 
ein Thier, auf etwa 6 Wohngebäude 1 Thier; Adelsheim dagegen 
Pferde 57, anderes Vieh 1307, zuſammen 1364, alſo viermal ſo viel 
als Karlsruhe, faſt ſo viel als Einwohner, auf jedes Wohngebände 
7 Thiere; Pforzheim hat 938 Thiere, 1435 Wohnſtätten und 13.434 


| 


anweſende Einwohner, d. h. 16 Einwohner auf 1 Wohngebäude, auf 


24 Einwohner 1 Thier, auf 1˙5 Wohngebäude 1 Thier.) 

Was dieſe Thiere an Abfallſtoffen liefern, iſt doch ſicher keine 
Kleinigkeit; dazu kommen noch die Abfälle der eingeheimſten Producte 
der Landwirthſchaft; der Koth und Staub, welcher durch dies Gewerbe 
verurſacht wird u. ſ. w., lauter Dinge, die für die Geſundheit nicht 
gleichgiltig ſind. 

Wenn man behauptet, der Landwirth müſſe ja wohl darauf ſehen, 
ſeinen Feldern die nöthige Nahrung zuzuführen und werde alſo nichts 
verloren gehen laſſen, was dieſen Nutzen bringen könne, ſo ſpricht man 
wohl das aus, was ſein ſollte, was aber leider überall nicht verwirk⸗ 
licht iſt. Es mag zugegeben werden, daß zu manchen Zeiten dem Land⸗ 


) Beiträge zur Statiſtik der inneren Verwaltung im Großherzogthume 
Baden, Heft 37. 


daß dieſelben für ihn unſchädlich blieben, ſo ſpricht dagegen die tägliche 
Erfahrung. 

Es leben aber nicht nur Bauern auf dem Lande, ſondern — wenig⸗ 
ſtens in Landſtädtchen auch Beamte, zum mindeſten Pfarrer und 
Lehrer, Aerzte, Notare. Alle dieſe haben denſelben Schutz für ihre 
Geſundheit zu beanſpruchen, wie die Bewohner der Städte, und die 
Arbeitskraft des ärmſten Taglöhners in einem Dörfchen iſt ebenſo viel 
werth als das Leben eines reichen Bankiers der größten Stadt. 

Es iſt daher auch zu verlangen eine ganz gleichmäßige Durch— 
ſührung der Verordnungen über die Sorge für öffentliche Reinlichkeit 
und Geſundheit in der Stadt wie auf dem Lande, mit den nöthigen 
Modificationen nach beſonderen örtlichen Verhältniſſen. 

Es iſt das auch nicht ſo ſchwer, als es den Anſchein hat. Guter 
Wille, Ausdauer und Thatkraft der Behörden führen ſicher zum Ziele; 
nur dürfen dieſe nie ermatten. Der paſſive Widerſtand der Landbevöl— 
kerung iſt bekannt, man muß ſich daran nicht ſtoßen; noch nie iſt etwas 
Gutes bei dieſer eingeführt worden ohne Kämpfe; der Bauer gibt erſt 
dann nach, wenn er poſitiven Nutzen ſieht, und dieſer kann in dieſem 
Falle nicht ausbleiben und ſollte es nur das ſein, daß die Felder beſſer 
gedüngt und dadurch ertragsfähiger werden. 

Niemand wird bezweifeln, daß geebnete und gute Ortsſtraßen 
überall herzustellen find, ebenſo Straßenrinnen. Es gibt — Gottlob! — 
Steine genug! 

Ebenſo ſind Höfe und Gäßchen in Ordnung zu halten, jede ent- 
ſtandene Unebenheit und Pfützen ſind ſofort wieder auszugleichen. Frei— 
lich muß dem Meteorwaſſer der erforderliche Abfluß in Rinnen und 
von da in Gräben, Bäche oder Flüſſe geſchaffen werden. Alſo Dach⸗ 
kandel und Rinnen find nöthig; ob die erſten aus einer ausgehöhlten 
Tanne, aus Brettern oder aus Blech beſtehen, iſt gleichgiltig. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gemeindevorftand iſt mit Hinblick auf $ 28 — 30 des 
Heimatsgefetzes und im Grunde der Dienſtbotenordnung, zu deren 
Handhabung er berufen iſt, competent, über Erſatzanſprüche für 
Verpflegung eines in der Gemeinde⸗Krankenanſtalt verpflegten 

Dienſtboten gegenüber dem Dienſtherrn zu entſcheiden. 

Die böhmiſche Statthalterei hatte mit der Entſcheidung vom 
12. Juli 1879, 3. 29.651, das Erkenntniß der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft T. vom 10. März 1879, Z. 2646, womit Friedrich J. in 
Böhm.⸗K. zur Berichtigung der für die Dienſtmagd Katharina M. im 
Böhm.⸗K. er Krankenhauſe aufgelaufenen vierwöchentlichen Verpflegskoſten 
pr. 16 fl. 80 kr. verhalten wurde, wegen Incompetenz behoben. Ueber den 


Recurs der Gemeinde Böhm.-K. fand das Miniſterium des Innern unterm 
5. October 1879, 3. 12.698, die angefochtene Statthaltereientſcheidung 
außer Kraft zu ſetzen und der Statthalterei die meritoriſche inſtanz⸗ 
mäßige Entſcheidung in dieſer Angelegenheit aufzutragen, „denn die an 
den Friedrich J. gerichtete Zuſchrift des Bürgermeiſters in Böhm.-K. 
vom 23. December 1878, 3. 1818. enthält eine in die Form einer 
Aufforderung gekleidete, in Handhabung der Dienſtbotenordnung erlaſſene 
Verfügung des Gemeindevorſtehers, gegen welche von Seite des Friedrich J. 
in ſeinen protokollariſchen Einvernehmungen Beſchwerde erhoben wurde, 
über welche die politiſche Behörde im Grunde des § 40 der Dienſt⸗ 
botenordnung und des § 103 der böhmiſchen Gem.-Ordn. in der Richtung, 
ob durch die Verfügung des Bürgermeiſteramtes das Geſetz verletzt 
oder fehlerkaft angewendet wurde, zu entſcheiden hat. Da gegen die 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft von Friedrich J. der Recurs 
ergriffen wurde, ſo hat die Statthalterei nunmehr vom Standpunkte 
der bezogenen geſetzlichen Beſtimmungen in zweiter Inſtanz meritoriſch 
zu entſcheiden.“ 

Auf Grund dieſer Entſcheidung hat nun die Statthalterei den 
vom Bürgermeiſteramte Böhm.-K. an den Bezirksgerichtsadjuncten 
Friedrich J. ergangenen Zahlungsauftrag auf Grund des $ 103 G. O. 
und $ 40 D. O. behoben, weil durch den bezüglichen Zahlungsauftrag 
die Beſtimmungen der Dienſtbotenordnung vom 7. April 1866 fehler- 
haft angewendet, reſp. verletzt wurden, indem nach $ 39 der D. O. 
Streitigkeiten nur zwiſchen Dienſtgeber und Dienſtboten, welche aus 
dem Dienſtverhältniſſe hergeleitet werden und die in der geſetzlichen 
Friſt eingebracht wurden, von dem Gemeindevorſteher zu verhandeln 
und zu entſcheiden ſeien. Im vorliegenden Falle handle es ſich um 
keine Streitigkeit dieſer Art, ſondern um eine Streitigkeit zwiſchen dem 
Dienſtgeber und der K.'er Privat⸗Krankenanſtalt, welche über Verlangen 
des Dienſtgebers den Dienſtboten Katharina M. in Pflege übernommen 
habe; es liege ſomit ein civilrechtlicher Anſpruch einer Privatperſon 
gegen eine andere Perſon vor, und in einem ſolchen Falle ſei keines— 
wegs das Gemeindeamt berechtigt, auf Grund der Dienſtbotenordnung 
Zahlungsaufträge zu erlaſſen. 

8 Dawider ergriff die Gemeinde Böhm.⸗K. den Miniſterialrecurs 
und fuchte darzulegen, daß durch die in Frage ſtehende Zuſchrift der 
Dienſtgeber ganz ordnungsmäßig an feine Verpflichtung nach § 20 
D. O. erinnert, gleichzeitig aber auch nach Vorſchrift des § 30 H. G. 
der Gemeindevorſteher von M. (Heimatsgemeinde der Katharina M.) 
verſtändigt wurde, um dieſem gegenüber die nach $ 28 H. G. zu⸗ 
läſſigen Erſatzanſprüche zur Geltung bringen zu können. In dieſem 
Vorgehen könne unmöglich eine Geſetzesverletzung gefunden werden, 
zumal der Bürgermeiſter als Vorſteher der Krankenanſtalt das 
Intereſſe derſelben zu wahren verpflichtet und als Vorſteher der Ge— 
meinde dieſe Pflicht nach SS 20 und 38 D. O. zu üben berufen 
war. Der Dienſtgeber habe für ſeine Magd die Hilfe der Gemeinde— 
anſtalt in Anſpruch genommen und dadurch von dem ihm nach § 22 
D. O. eingeräumten Rechte Gebrauch gemacht. Weil der Dienſtgeber 
die Zahlung der Verpflegskoſten verweigerte und den nach $ 40 D. O. 
vorgezeichneten Weg der autonomen Behörden nicht betreten, ſo habe 
ſich der Gemeindevorſteher an die Bezirkshauptmannſchaft gewendet, 
deren Entſcheidung ebenfalls eine Geſetzwidrigkeit nicht enthalte. Die 
Verweiſung vor den Civilrichter ſei geſetzlich nicht begründet (§ 39 D. O.). 

Ueber dieſen Recurs fand das Miniſterium des Innern unterm 
10. März 1880, 3. 685, die angefochtene Statthaltereientſcheidung 
und ſomit die darin ausgeſprochene Verweiſung der Angelegenheit auf 
den Rechtsweg aufzuheben und unter Beziehung auf ſeinen Erlaß vom 
5. October 1879, 3. 12.698, der Statthalterei die neuerliche injtanz- 
mäßige Entſcheidung auf Grund des $ 40 D. O. und des § 103 
G. O. aufzutragen. „Denn aus den Verhandlungsacten geht hervor, 


daß die Dienſtmagd Katharina M. aus M. anläßlich ihrer Erkrankung 


in die Böhm.⸗K. er ſtädtiſche Gemeinde⸗Krankenanſtalt aufgenommen und 
daſelbſt verpflegt wurde, daß alſo thatſächlich die Gemeinde Böhm.⸗K. die 
Verpflegung dieſer auswärtigen armen Perſou in einer Gemeindeanſtalt 
beſorgt hat (S 28 — 30 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863). 


Gemäß des § 28 des Heimatsgeſetzes iſt der Gemeinde in einem 


ſolchen Falle der Erſatz ihrer Auslagen vorbehalten, den ſie nach ihrer 
Wahl von der Heimatgemeinde des Verpflegten oder von den nach dem 
Civilrechte oder nach anderen Gefetzen hiezu Verpflichteten verlangen kann. 

Der Gemeindevorſtand von Böhm. K. hat, von dieſem Rechte 
Gebrauch machend, den Erſatz der Verpflegskoſten für Katharina M. 
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unter Berufung auf die Dienſtbotenordnung, zu deren Handhabung 
derſelbe berufen iſt, von dem Dienſtherrn der Verpflegten verlangt. 

Bei dieſer Sachlage hat der Gemeindevorſtand nicht incompetent 
gehandelt. 

Die gerichtliche Competenz liegt hier nicht vor; denn abgeſehen 
davon, daß die vorliegenden Acten lediglich nachweiſen, daß der Dienſt⸗ 
herr und ſeine Gattin in die Unterbringung des Dienſtboten in das 
ſtädtiſche Spital willigten, kann der $ 1042 a. b. G. B. die Verweiſung 
auf den Rechtsweg in Fällen nicht begründen, in welchen nach dem 
Geſetze im Verwaltungswege zu entſcheiden iſt. 

Auch der § 39 der D. O. ſteht nicht im Wege, weil die darin 
erwähnten Dienſtſtreitigkeiten nicht alle jene Verfügungen umfaſſen, 
welche die Handhabung der Dienſtbotenordnung in fich ſchließt.“ H. 


Die Aufforderungsklage über eine Berühmung bei einem vorzu— 

nehmenden Bau iſt nicht um Beantwortung der Klage zu ver⸗ 

beſcheiden, ſondern muß fofort den Auftrag an den Berühmer 
enthalten, die aufgeforderte Klage einzubringen. 

Die von A. gegen B. zur Ausführung der Rechte des Letzteren 
wider einen Bau überreichte Aufforderungsklage wurde mit Beſcheid 
des k. k Bezirksgerichtes in Auſſig vom 19. December 1879, 3. 18.534, 
dem B. mit dem Auftrage zugeſtellt, binnen 30 Tagen die ihm ange— 
ſchuldete Berühmung wider den von A. vorzunehmenden Bau zu be⸗ 
antworten, allenfalls ſeine eigene Klage einzubringen, widrigens er nach 
Ablauf dieſer Friſt zu gewärtigen hätte, daß ihm das ewige Still⸗ 
ſchweigen auferlegt, dem Aufforderer aber geſtattet würde, den Bau 
nach dem eingelegten Riſſe vorzunehmen. 

Ueber Recurs des A. gegen dieſen Beſcheid, iuſoweit in dem⸗ 
ſelben über ſeine Aufforderungsklage dem Geklagten aufgetragen wurde, 
„die ihm angeſchuldete Berühmung wider den von dem Kläger vorzu— 
nehmenden Bau zu beantworten“, hat das k. k. Oberlandesgericht in 
Prag mit Erledigung vom 16. Februar 1880, 3. 5314, den obigen 
Beſcheid theilweiſe, nämlich dahin abgeändert, daß aus demſelben die 
Worte „die ihm angeſchuldete Berühmung wider den von A. vorzu— 
nehmenden Bau zu beantworten, allenfalls“ zu entfallen haben. Denn 
nach $ 72 a. G. O., welcher das Verfahren für die Aufforderung 
bei einem vorzunehmenden Baue normirt, hat ein Auftrag zur Beant⸗ 
wortung der Berühmung im Sinne des S 68 a. G. O. nicht zu 
ergehen; weil, wiefern die Aufforderungsklage, wie dies hier der Fall 
iſt, mit den erforderlichen Behelfen gehörig inſtruirt wurde, die Berüh— 
mung durch das Ergebniß der Baucommiſſion bereits conſtatirt erſcheint. 
Wohl iſt auch bei einer Aufforderung wegen Baues die Einrede der 
Unſtatthaftigkeit der Aufforderung in dem Falle zuläſſig, wenn der 
Aufforderer den Bau auf einem Grunde aufzuführen Willens iſt, in 
deſſen Beſitz ſich der Geklagte befindet. Allein eben deshalb geht es 
nicht an, über die Klage dem Belangten die Beantwortung mittelſt 
Einrede im Allgemeinen zu geſtatten, vielmehr iſt die Erledigung ledig— 
lich auf den im § 72 a. G. O. bezeichneten Auftrag zu beſchränken 
und erſt, wenn der Belangte innerhalb der beſtimmten Friſt ſtatt der 

aufgeforderten Klage eine Einrede einbringen ſollte, in die Prüfung 
BE Entſcheidung über die Zuläſſigkeit derſelben einzugehen. 

Den Reviſionsrecurs des B. hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 14. April 1880, 3. 4184, abzuweiſen befunden, 
weil die angefochtene obergerichtliche Erledigung den Beſtimmungen des 
§ 72 a. G. O., des Hofdecretes vom 5. März 1787, J. G. S. 
Nr. 641, und des Hofkanzleidecretes vom 25. März 1841, Nr. 8303, 


entſpricht, zumal die Aufforderungsklage nur die bei der Baucommiſſion 


ſtattgefundene Berühmung zum Gegenſtand hat. Jux, Bl. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. II. Quartal. 
Neichsgefetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Lander. 
XX. Stück. Ausgeg. am 21. Mai. 

49. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
2. Mai 1880, betreffend einige Erleichterungen im Streckenzugsverfahren über 
die See. 


50. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
2. Mai 1880, betreffend Erleichterungen für Aus- und Einladungen in den dem 
Verkehre nicht geöffneten (todten) Häfen. 


51. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 10. Mai 1880, womit 
im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht und dem 
Finanzminiſterium neue Beſtimmungen über die von den Candidaten der theore⸗ 
tiſchen Prüfung aus der Staatsrechnungs⸗Wiſſenſchaft zu entrichtenden Prüfungs⸗ 
taxen getroffen werden. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 27. Mai. 

52. Kaiſerliches Patent vom 26. Mai 1880, betreffend die Einberufung 
der Landtage von Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lodomerien mit Krakau, 
Oeſterreich unter und ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, 
Bukowina, Mähren, Schleſien, Tirol, Vorarlberg, Iſtrien, Görz und Gradiska, 
dann des Landtags von Trieſt mit ſeinem Gebiete. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 29. Mai. 
53. Finanzgeſetz für das Jahr 1880 vom 28. Mai 1880. 
XXIII. Stück. Ausgeg. am 5. Juni. 

54. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 14. Mai 
1880, womit der Allerhöchſt beſtätigte Beſchluß der evangeliſchen Generalſynoden 
Augsburger und Helvetiſcher Confeſſion, betreffend die Beſchlußfähigkeit der 
kirchlichen Verſammlungen in den evangeliſchen Gemeinden, bekannt gemacht wird. 

55. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 20. Mai 1880, betreffend 


die Ermächtigung des königl. ungarischen Hauptzollamtes in Hermannſtadt zur 


Austrittsbehandlung von Bier. 

56. Geſetz vom 25. Mai 1880, betreffend die Zugeſtändniſſe und 
Begünſtigungen für Localbahnen. 

57. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 29. Mai 1880, womit 
in theilweiſer Abänderung der Verordnung vom 25. Jänner 1879 (R. ©. Bl. 
Nr. 19) Erleichterungen hinſichtlich der Verfaſſung und commiffionellen Behaud— 
lung der Projeete für Localbahnen und Schleppbahnen eingeführt werden. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 8. Juni. 

58. Geſetz vom 30. Mai 1880 wegen Beſtreitung des für den Bau der 
Arlberg⸗Bahn im Jahre 1880 eintretenden Erforderniſſes. 

59. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 31. Mai 1880, betreffend 
die Ertheilung der zur Flußſchifffahrt auf der Donau vorgeſchriebenen Legitima⸗ 
tionen an ſolche öſterreichiſche Unterthanen, welche im Auslande anſäſſig find. 


60. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 1. Juni 


1880, betreffend die Behandlung jener Studierenden der rechts- und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Facultät, welche ihre ordentlichen juriſtiſchen Studien mit einem 
Sommerſemeſter beginnen oder von einer anderen Facultät übertreten. 
XXV. Stück. Ausgeg. am 16. Juni. 
61. Kundmachung der k. k. Regierung vom 3. Juni 1880, betreffend 
die Vereinbarung mit Belgien vom 12. Jänner 1880 wegen wechfelſeitigen 
Schutzes der Handelsmarken. 


62. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 


25. Mai 1880, betreffend die Abänderung des Zuges der Zolllinie an der 
Straßenſtrecke vom k. k. Zollamte Zaule bis zum Roſſandabache. 

63. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 1. Juni 1880, betreffend 
die Einführung von Lohnabrechnungs- und Zahlungsbüchern für die Seehandels— 
ſchiffe der weiten Fahrt und der großen Küſtenfahrt in der öſterreichiſchen 


Handelsmarine. e 
Fortſetzung folgt.) 


Crlaß des k. k. Miniſt riums des Innern an die Landeshehörden, 
30. December 1879, 3. 13.716, betreffend Anuweiſungen für die Gemeinde— 
ämter bei Verhandlungen über Vauausführungen im Rahon der Eijenbahnen. 

Aus einem vom k. k. Handelsminiſterium anher mitgetheilten Berichte 


der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen geht hervor, daß bei 


den Verhandlungen über Bauausführungen im Feuerrayon der Eiſenbahnen 
(8 99 der kaiſ. Verordnung vom 16. November 1851, R. G. Bl. Nr. 1 ex 
1852) von Seite der zur Ertheilung des Bauconſenſes berufenen Gemeinde— 


ämter in Abſicht auf die der genannten Generalinſpection zuſtehende Zuſtimmungs⸗ | 


ertheilung zu ſolchen Bauführungen nicht immer in der Weiſe vorgegangen wird, 


welche dem Zwecke diefer geſetzlichen Beſtimmung vollſtändig entſprechen würde 


Häufig erfolgt an dieſe Behörde die Einladung zu der bezüglichen Local⸗ 
commiſſion, ohne daß gleichzeitig die Bau- und Situationspläue mitgetheilt 


werden, oder es werden zwar die Baupläne, aber kein Situationsplan bei⸗ 
gegeben, oder endlich iſt dieſer letztere derart mangelhaft, daß von demſelben 


der gewünſchte Gebrauch nicht gemacht werden kann. 

Dabei ſind auch die Termine für die Commiſſionstage oft ſo kurz 
bemeſſen, daß die Ergänzung der fehlenden Behelfe vor dem anberaumten 
Commiſſionstage nicht mehr bewerkſtelligt werden kann. 

U „ Bess: wird demnach mit Beziehung auf die h. o. Erläſſe 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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ddo. | 


Verantwortlicher Nedacteur: A. Heilmann. 


vom 19. December 1877, 3. 4699/ M. J., und vom 30. November 1878, 
8. 13.167, angewieſen, die Gemeindeämter darauf aufmerkſam zu machen, daß 
es im Zwecke ider anſtandsloſen und möglichſt beſchleunigten Durchführung der 
fraglichen Bauverhandlungen nothwendig erſcheint, der Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eifenbahnen mit der Einladung zur allfälligen Intervenirung 
bei den betreffenden Localcommiſſionen jedesmal auch die bezüglichen Bau- und 
Situationspläne rechtzeitig einzuſenden, wobei den Gemeindeämtern angelegentlich 
zu empfehlen iſt, darauf gehörigen Bedacht zu nehmen, daß insbeſondere die 
Situationspläne in zweckdienlicher Weiſe entworfen werden, daß daher aus den⸗ 
ſelben die Lage des auszuführenden Bauobjectes gegen das Bahngeleiſe und 
deſſen richtig cotirte Entfernungen von dem Mittel des nächſtgelegenen Geleiſes 
und von der nächſtgelegenen Bahnkrone deutlich erſehen werden können, ſowie 
daß dieſe Pläne ein auf das Bahnkilometer bezogenes Ouerprofil enthalten, in 
welchem die Höhenlage des zu erbauenden Gebäudes in Beziehung auf die Bahn 
auch durch Eoten erſichtlich gemacht erſcheint. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern an ſäumtliche Landerchefs, 
ddo. 12. Februar 1880, 3. 17.511, betreffend Epidenz der Sterbefälle der 
| dem Militär- und Landwehrwehrſtande nngehörigen Individuen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht und dem k. k. Miniſterium für 
Landesvertheidigung zum Behufe der Herſtellung der Evidenz der Sterbefälle 
der dem Militär-, beziehungsweiſe Landwehrſtande angehörenden Individuen 
| anzuordnen: 

1. Die Todtenbeſchauer find im geeigneten Wege anzuweiſen, bei Aus⸗ 
| fertigung der Todtenbeſchauzettel, nebſt der Beſchäftigung, auch den Militär-, 
beziehungsweiſe Landwehrſtand der verſtorbenen Individuen aufzunehmen und 
erſichtlich zu machen. 

2. Die Matrikenführer ſind, und zwar die geiſtlichen Matrikenführer im 
Wege der betreffenden Kirchenvorſtände anzuweiſen, die Todtenſcheine für alle 
Individuen, die dem Militär-, beziehungsweiſe dem Landwehrſtande angehört 
haben, gebührenfrei ſofort unmittelbar dem Gemeindevorſteher des Ortes zuzu— 
ſenden, wo das betreffende Judividuum geſtorben iſt. 

Ferner wird über das unterm 31. October 1879, Z. 13.182 2861 II, 
anher geſtellte Anſuchen des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung zur 
geeigneten Verſtändigung der Unterbehörden und Gemeinden gleichzeitig die 
folgende Anordnung beigefügt: 

1. Wird der Todtenſchein eines in der Gemeinde verſtorbenen unein— 
gereihten Rekruten oder Beurlaubten, Reſervemannes oder Landwehrmannes vom 
Matrikenführer nicht ſofort dem Gemeindevorſteher eingeſendet, ſo hat der 
Gemeindevorſteher denſelben abzuverlangen. 

2. Der Gemeindevorſteher hat auch von in der Gemeinde verſtorbenen 
uneingereihten Rekruten den Widmungsſchein, von daſelbſt verſtorbenen Beurlaubten, 
Reſervemännern oder Landwehrmännern den Militär-, beziehungsweiſe Landwehr⸗ 
paß, allfällig auch das Urlaubscertificat einzuholen und, ſoferne das Gemeinde- 
amt nicht als politiſche Bezirksbehörde fungirt, den Todtenſchein ſammt dieſen 
Documenten der betreffenden politiſchen Bezirksbehörde vorzulegen. 

3. War der Verſtorbene in einem anderen Bezirke evidenzzuſtändig, jo 
hat die politiſche Bezirksbehörde alle überkommenen Documente ſammt dem 
Todtenſcheine der politiſchen Evidenzbehörde zuzuſenden. 
| Die politiſche Evidenzbehörde hat den Betreffenden im Protokolle und 
| Regiſter zu löſchen und alle überkommenen diesbezüglichen Behelfe dem zuſtändigen 
Ergänzungs⸗Bezirkscommando, beziehungsweiſe der Landwehr-⸗Evidenzhaltung 
zu überſenden. 


g Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten ſtädtiſchen Bezirksarzte in Graz 
Dr. Johann Scaria den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Stanislaus Kraus zum 
Fiuanzſecretär der Lemberger Finanzdirection ernaunt. 
Der Finanzminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Minifterial- 
Viceſecretärs bekleideten Miniſterialconcipiſten Eduard Alſchinger eine ſyſte⸗ 
miſirte Miniſterial⸗Viceſecretärsſtelle und dem Concipiften der niederöſterreichiſchen 
Finanzprocuratur Dr. Witold von Korytowski eine Miniſterial-Concipiſtenſtelle 
im Finanzminiſterium verliehen. 


Erledigungen. 
Bezirkshauptmannsſtelle im Stande der politiſchen Verwaltungsbehörden 
im Küſtenlande mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 6. October. (Amtsbl. Nr. 208.) 

Baurathsſtelle für das Herzogthum Kärnten mit der ſiebenten Rangsclaſſe, 
bis 15. October. (Amtsbl. Nr. 212.) 


(Berichtigung.) In Nr. 37 der 3. f. V., Seite 155, 2. Spalte, 
Zeile 26 von oben muß es ſtatt infiltratis heißen: infiltratio. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


